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Recht: Produkthaftungsgesetz PHG 
 

 
Bundesgesetz vom 21. Jänner 1988 über die Haftung für ein fehlerhaftes Produkt (Produkt-

haftungsgesetz) 
 

Haftung 
§ 1 

(1) Wird durch den Fehler eines Produkts ein Mensch getötet, am Körper verletzt oder an der Ge-
sundheit geschädigt oder eine von dem Produkt verschiedene körperliche Sache beschädigt, so 
haftet für den Ersatz des Schadens 
1. der Unternehmer, der es hergestellt und in den Verkehr gebracht hat, 
2. der Unternehmer, der es zum Vertrieb in den Europäischen Wirtschaftsraum eingeführt und hier 
in den Verkehr gebracht hat (Importeur) 
(2) Kann der Hersteller oder - bei eingeführten Produkten - der Importeur (Abs. 1 Z 2) nicht festge-
stellt werden, so haftet jeder Unternehmer, der das Produkt in den Verkehr gebracht hat, nach 
Abs. 1, wenn er nicht dem Geschädigten in angemessener Frist den Hersteller beziehungsweise - 
bei eingeführten Produkten - den Importeur oder denjenigen nennt, der ihm das Produkt geliefert 
hat. 
 

§ 2 
Der Schaden durch die Beschädigung einer Sache ist nur zu ersetzen, 
1. wenn ihn nicht ein Unternehmer erlitten hat, der die Sache überwiegend in seinem Unternehmen 
verwendet hat, und 
2. überdies nur mit dem 7 900 S übersteigenden Teil. 
 

Hersteller 
§ 3 

Hersteller (§ 1 Abs. 1 Z 1) ist derjenige, der das Endprodukt, einen Grundstoff oder ein Teilprodukt 
erzeugt hat, sowie jeder, der als Hersteller auftritt, indem er seinen Namen, seine Marke oder ein 
anderes Erkennungszeichen auf dem Produkt anbringt. 
 

Produkt 
§ 4 

Produkt ist jede bewegliche körperliche Sache, auch wenn sie ein Teil einer anderen beweglichen 
Sache oder mit einer unbeweglichen Sache verbunden worden ist, einschließlich Energie. Ausge-
nommen sind land- und forstwirtschaftliche Naturprodukte (das sind Boden-, Viehzucht- und Fi-
schereierzeugnisse) und Wild, solange sie noch keiner ersten Verarbeitung unterzogen worden 
sind. Diese Ausnahme gilt nicht für land- und forstwirtschaftliche Naturprodukte, die gentechnisch 
veränderte Organismen im Sinne des Gentechnikgesetzes sind. 
 

Fehler 
§ 5 

(1) Ein Produkt ist fehlerhaft, wenn es nicht die Sicherheit bietet, die man unter Berücksichtigung 
aller Umstände zu erwarten berechtigt ist, besonders angesichts 
1. der Darbietung des Produkts, 
2. des Gebrauchs des Produkts, mit dem billigerweise gerechnet werden kann, 
3. des Zeitpunkts, zu dem das Produkt in den Verkehr gebracht worden ist. 
(2) Ein Produkt kann nicht allein deshalb als fehlerhaft angesehen werden, weil später ein verbes-
sertes Produkt in den Verkehr gebracht worden ist. 
 

 
 

Inverkehrbringen 
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§ 6 
Ein Produkt ist in den Verkehr gebracht, sobald es der Unternehmer, gleich auf Grund welchen 
Titels, einem anderen in dessen Verfügungsmacht oder zu dessen Gebrauch übergeben hat. Die 
Versendung an den Abnehmer genügt. 
 

Beweislastumkehr 
§ 7 

(1) Behauptet ein Hersteller oder ein Importeur, die Sache nicht in den Verkehr gebracht oder nicht 
als Unternehmer gehandelt zu haben, so obliegt ihm der Beweis. 
(2) Behauptet ein in Anspruch Genommener, daß das Produkt den Fehler, der den Schaden verur-
sacht hat, noch nicht hatte, als er es in den Verkehr gebracht hat, so hat er dies als unter Berück-
sichtigung der Umstände wahrscheinlich darzutun. 
 

Haftungsausschlüsse 
§ 8 

Die Haftung kann nicht durch den Mangel eines Verschuldens, sondern nur durch den Nachweis 
ausgeschlossen werden, daß 
1. der Fehler auf eine Rechtsvorschrift oder behördliche Anordnung zurückzuführen ist, der das 
Produkt zu entsprechen hatte, 
2. die Eigenschaften des Produkts nach dem Stand der Wissenschaft und Technik zu dem Zeit-
punkt, zu dem es der in Anspruch Genommene in den Verkehr gebracht hat, nicht als Fehler er-
kannt werden konnten oder 
3. - wenn der in Anspruch Genommene nur einen Grundstoff oder ein Teilprodukt hergestellt hat - 
der Fehler durch die Konstruktion des Produkts, in welches der Grundstoff oder das Teilprodukt 
eingearbeitet worden ist, oder durch die Anleitungen des Herstellers dieses Produkts verursacht 
worden ist oder 
4. wenn der Fehler ein land- und forstwirtschaftliches Naturprodukt betrifft, das ein gentechnisch 
veränderter Organismus im Sinne des Gentechnikgesetzes ist, der in Anspruch Genommene die-
sen Organismus nicht selbst gentechnisch verändert hat. 
 

§ 9 
Die Ersatzpflicht nach diesem Bundesgesetz kann im voraus weder ausgeschlossen noch be-
schränkt werden. 
 

Solidarhaftung 
§ 10 

Trifft die Haftpflicht mehrere, so haften sie zur ungeteilten Hand. Ihre Haftung wird nicht dadurch 
gemindert, daß auch andere nach anderen Bestimmungen für den Ersatz desselben Schadens 
haften. 
 

Mitverschulden des Geschädigten 
§ 11 

Trifft den Geschädigten oder jemanden, dessen Verhalten er zu vertreten hat, ein Verschulden, so 
ist § 1304 ABGB sinngemäß anzuwenden. 
 

Rückgriff 
§ 12 

(1) Hat ein Ersatzpflichtiger Schadenersatz geleistet und ist der Fehler des Produkts weder von 
ihm noch von einem seiner Leute verursacht worden, so kann er vom Hersteller des fehlerhaften 
Endprodukts, Grundstoffs oder Teilprodukts Rückersatz verlangen. Sind mehrere rückersatzpflich-
tig, so haften sie zur ungeteilten Hand. 
(2) Haben mehrere Haftende den Fehler mitverursacht, so richtet sich das Ausmaß des Anspruchs 
desjenigen, der den Schaden ersetzt hat, auf Rückersatz gegen die übrigen nach den Umständen, 
besonders danach, wie weit der Schaden von dem einen oder dem anderen Beteiligten verschul-
det oder durch die Herbeiführung eines Fehlers des Produkts verursacht worden ist. 
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(3) Kann ein nach Abs. 1 oder 2 Rückersatzpflichtiger nicht festgestellt werden, so ist jeder Unter-
nehmer rückersatzpflichtig, der das Produkt vor dem Rückersatzberechtigten in den Verkehr ge-
bracht hat, wenn er nicht diesem in angemessener Frist den Hersteller oder denjenigen nennt, der 
ihm das Produkt gelErlöschung 
 

§ 13 
Sofern nach diesem Bundesgesetz bestehende Ersatzansprüche nicht früher verjähren, erlöschen 
sie zehn Jahre nach dem Zeitpunkt, zu dem der Ersatzpflichtige das Produkt in den Verkehr ge-
bracht hat, es sei denn, der Geschädigte hat seinen Anspruch inzwischen gerichtlich geltend ge-
macht. 
 

Anwendung des ABGB 
§ 14 

Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, ist auf die darin vorgesehenen Ersatz-
ansprüche das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch anzuwenden. 
 

Sonstige Ersatzansprüche 
§ 15 

(1) Bestimmungen des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzesbuchs und anderer Vorschriften, nach 
denen Schäden in weiterem Umfang oder von anderen Personen als nach diesem Bundesgesetz 
zu ersetzen sind, bleiben unberührt. 
(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für Schäden durch ein nukleares Ereignis, die in einem von EF-
TA-Staaten und EG-Mitgliedstaaten ratifizierten internationalen Übereinkommen erfaßt sind.  
 

Deckungsvorsorge 
§ 16 

Hersteller und Importeure von Produkten sind verpflichtet, in einer Art und in einem Ausmaß, wie 
sie im redlichen Geschäftsverkehr üblich sind, durch das Eingehen einer Versicherung oder in an-
derer geeigneter Weise dafür Vorsorge zu treffen, daß Schadenersatzpflichten nach diesem Bun-
desgesetz befriedigt werden können. 
 

§ 17 
Als Importeur im Sinn des § 1 Abs. 1 Z 2 gilt überdies derjenige Unternehmer, der das Produkt 
zum Vertrieb von einem EFTA-Staat in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft oder von der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in einen EFTA-Staat oder von einem EFTA-Staat in einen 
anderen EFTA-Staat eingeführt und hier in den Verkehr gebracht hat. Dies gilt ab dem Tag, an 
dem das Luganer Übereinkommen vom 16. September 1988 über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen für einen EG-
Mitgliedstaat oder einen EFTA-Staat in Kraft tritt, nicht mehr für diejenigen Staaten, die das Über-
einkommen ratifiziert haben, insoweit auf Grund dieser Ratifikationen ein zugunsten des Geschä-
digten erwirktes nationales Urteil gegen den Hersteller oder den Importeur im Sinn des § 1 Abs. 1 
Z 2 vollstreckbar ist. 
 

Übergangsbestimmung, Vollziehung 
§ 18 

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1988 in Kraft. 
 

§ 19 
Dieses Bundesgesetz ist auf Schäden durch Produkte, die vor seinem Inkrafttreten in den Verkehr 
gebracht worden sind, nicht anzuwenden. 
 

§ l9a 
(1) § 1 Abs. 1 Z 2, § 2, § 9, § 13 § 15 Abs. 2 und § 17 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 95/1993 treten zu dem selben Zeitpunkt in Kraft wie das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum. 
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(2) Die Neufassung dieser Bestimmungen ist auf Schäden durch Produkte die vor dem im Abs. 1 
genannten Zeitpunkt in Verkehr gebracht worden sind, nicht anzuwenden. 
 

§ 20 
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Justiz betraut. 
 


